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Originalausgabe:


Sollte diese Publikation Links und Hinweise auf Webseiten Dritter enthalten, übernehmen wir für deren Inhalte keine Haftung, da wir uns diese, mit Hinweis auf den Stand der Veröffentlichung, nicht zu eigen machen.




„Ich erwarte nicht, dass das Haus einstürzt; aber ich erwarte, dass es aufhören wird, geteilt zu sein. Es wird entweder ganz das eine oder ganz das andere sein.“


Abraham Lincoln





Vorwort von Alina Wenningen:


Als ich 7 war, ging es das erste Mal nach Amerika. Amerika – ein großes Wort für eine Zweitklässlerin. Ich hatte weder Vorstellungen noch Erwartungen, und war am Ende froh, als der quälende 10-Stunden-Flug mit dem Aluschalenessen und den klobigen Ledersitzen endlich zu Ende war.


Kalifornien war unser Ziel. Dort angekommen fühlte sich alles groß, unwirklich und fremd an. Fremd schon deshalb, weil ich das erste Mal den Kontinent Europa verlassen hatte und auf eine Sprache traf, die ich erst nach dem Urlaub in der Schule kennenlernen sollte. Kurzum: Ich habe mich schon etwas „lost“ gefühlt. Die vielen Menschen unterschiedlicher Herkunft, die sich in anderen Sprachen unterhalten, Häuser, die in den Himmel ragen, eine spezielle Art der Esskultur, ein nicht zu beschreibender eigener Lebensstil. Das alles hat mich gefordert und gleichzeitig doch beeindruckt.


Alles schien riesig. Die Häuser, die Trucks, sogar die Bäume. Mein erster Besuch in einem amerikanischen Nationalpark führte zum Sequoia mit seinen gigantischen Mammutbäumen, die wie Lebewesen von einem anderen Stern wirkten. Dort und im benachbarten Yosemite haben mich neben der Wucht der Natur gleichzeitig auch die Vielfalt und Ruhe fasziniert.


Im krassen Gegensatz dazu erschienen mir die Städte Los Angeles und San Francisco aus meinem Blickfeld wahnsinnig unübersichtlich und chaotisch. Trotzdem gefiel mir die freie Art zu leben. Jeder wird akzeptiert, keiner wird schräg angeschaut, egal wie man sich gibt, anzieht und welchen noch so schrägen Style man lebt. Ich wuchs langsam hinein in dieses Land und entwickelte eine Art Amerikagefühl.


Schon sehr früh, es war wohl der zweite Aufenthalt im Jahr 2012, wurde ich am Strand von Manhattan Beach von einem amerikanischen Mädchen in meinem Alter angesprochen. Ich stand ihr mit meinen dürftigen Englischkenntnissen völlig überfordert gegenüber. Hatte, um ehrlich zu sein, „Null“ verstanden und bin einfach weggelaufen. Es blieb der Lerneffekt, dass Sprache als Mittel der Verständigung unverzichtbar ist.


Mit Amerika verbinde ich eine Reihe netter Anekdoten. Eine Erinnerung stammt aus dem Jahr 2013. Wir waren in Oregon unterwegs und wohnten in einer Holzhütte nahe des Crater Lake. Hinter unserer Hütte war ein kleiner Bach mit einem Kanuverleih. Mein Vater mietete uns ein Kanu und es entstand das vielleicht lustigste Bild unserer gesamten USA-Urlaube. Mein Vater setze sich nach hinten, um mich im Blick zu haben, ich saß in der Mitte. Somit ragte die Spitze des Kanus weit über dem Wasser und wir wunderten uns, warum es so schwer war, trotz eifriger Paddelbewegungen vorwärts zu kommen. Bis heute ist dieses Bild und die damit verbundene Erfahrung zum Thema Gewichtsverteilung immer noch ein Running-Gag.


Eine andere Situation ereignete sich am Strand von Malibu. Mein Vater war im Meer, als meine Mutter eine dunkle Flosse hinter ihm wahrnahm und ihn hektisch aus dem Wasser winkte. Ein Einheimischer nahm ihr die Sorge vor einer angeblichen Haiattacke mit den Worten: „Relax, relax, no sharks, just dolphins.“ Dies war nur ein Beispiel für das Verhalten vieler Amerikaner, die immer ein waches Auge für ihren Nachbarn zu haben scheinen. Das Klischee vom oberflächlichen Ami hat sich in meiner Wahrnehmung selten bewahrheitet. Hinter der vordergründigen Freundlichkeit schlummert oft eine tiefgehende Hilfsbereitschaft.


So habe ich Land und Leute über die Jahre verstehen und auch schätzen gelernt. Ja, nach 9 Urlauben, die mich durch die Hälfte aller Bundesstaaten geführt haben, ist mir dieses anfänglich so fremde Land irgendwie ans Herz gewachsen. Ich leide und freue mich mit Amerika, dessen aktuelle Probleme mich sehr beschäftigen.


Ein Punkt, der mich massiv stört, ist der freie Zugang zu Waffen. Wie oft schaffen es Täter, in Schulen, Supermärkten, Innenstädten und weiteren Orten unschuldige Menschen zu bedrohen oder gar zu töten. Oder auch, dass viele Rentner noch an Supermarktkassen arbeiten müssen, um zu überleben. Gerade in den Südstaaten schlägt einem manchmal die Feindseligkeit zwischen den Rassen entgegen. Die Politik scheint auf all diese Probleme keine Antworten zu haben.


Im Laufe der Jahre habe ich eine wachsende Unruhe im Land wahrgenommen. Die Unzufriedenheit in der Bevölkerung fördert die Chancen von Menschen wie Donald Trump, an die Macht zu kommen. Viele Bürger sind mit ihrer persönlichen Lage unzufrieden und suchen nach Veränderung. Nach Außen gibt es Streit mit Europa und eine offene Aggression gegenüber China. Das alles gibt mir zu denken.


Ja, ich mache mir Sorgen um dieses Land, das mich als Kind mit offenen Armen aufgenommen hat. Wohin geht sein Weg? Werden die Menschen wieder zusammenfinden und eine Gesellschaft bilden, in der man als ausländischer Besucher willkommen ist? Egal welche Regierung die Zukunft bestimmen wird, wir Europäer dürfen Amerika jetzt nicht den Rücken kehren. Ich glaube, wir sind nun dran, dem Land, das jahrzehntelang für uns da war, etwas zurückzugeben.


Alina, 18 Jahre





Prolog: Das schräge Bild Europas


Von nun an wird alles besser. Der kollektive Seufzer war weit über den Atlantik zu vernehmen, als die Abwahl des 45. amerikanischen Präsidenten offiziell feststand. Donald Trump, der bizarre Mann im Oval Office, der die stolzen Staatslenker Europas vier Jahre lang mit respektlosen Kommunikations- und Umgangsformen gestraft hatte, ist durch den mehrheitlichen Wählerwillen aus dem Amt entfernt worden.


Nach 4 Jahren diplomatischer Schockstarre scheint mit dem 3. November 2020 für das durch Gesundheits- und Wirtschaftskrisen gebeutelte Europa eine neue Zeitrechnung möglich. Nie zuvor hat ein US-Präsident mit derartiger Verachtung auf die transatlantischen Bündnispartner herabgeblickt, Gesprächsrunden torpediert, gültige Vereinbarungen und Verträge ignoriert. Nie zuvor ist sich Europa seiner schicksalhaften Abhängigkeit stärker bewusstgeworden. Nie zuvor haben wir an dem Regierungsstil eines US-Leaders mit derartig großer Empörung Anteil genommen. Und nie zuvor haben wir an Sinn und Verstand der US-Bürger angesichts ihres demokratisch gewählten Staatsführers stärker gezweifelt.


Der Stachel des Unverständnisses sitzt weiter tief. Wie konnte ein Mann mit den Eigenschaften Donald Trumps den Gipfel der Macht erreichen und auf diesem Wege die Parteienlandschaft, öffentliche Institutionen und große Teile der Medien fast widerstandslos aus der Balance bringen? Wie wurde es möglich, dass die offensichtliche Spaltung jener stolzen Nation von einem Großteil der Bevölkerung toleriert, ja regelrecht kultiviert wird? Und nicht zuletzt, wie tief liegen die Quellen, Ursachen und Motive, die ein derartig schizophrenes Phänomen von Grund auf erklären?


Der Verdacht, dass der gemeine Europäer den Vereinigten Staaten ein schräges Wahrnehmungsbild überstülpt, hält sich hartnäckig. Für viele reiseerfahrene Abendländler erscheinen die USA ob ihres aktuellen Zustandes - trotz der allseits bekannten und beliebten touristischen Hotspots - als Buch mit sieben Siegeln.


Die USA ist weder Hollywood, noch die 5th Avenue oder der weiße Badestrand von Cape Coral. Wer der versteppten Innenstadt von Memphis, den Honky-Tonks im texanischen Hill Country oder den State Fairs von Iowa und Nebraska einen Besuch abgestattet hat, lernt unweigerlich ein anderes Land kennen. Bei all dieser Widersprüchlichkeit, fehlt uns auf die zentrale Frage die passende Antwort: Wer oder was sind die USA wirklich?


Auf diesen Seiten entsteht der Versuch, dieser komplexen Fragestellung durch intensive Beobachtungen aus verschiedenen Perspektiven näher zu kommen. Wir sprechen über ein Land, das seit seiner Entdeckung vor rund 500 Jahren eigenen Gesetzen folgt und als älteste Demokratie der Welt globale Maßstäbe gesetzt hat. Ein Land, in dem das Recht, Waffen zu besitzen als Kulturgut ähnlich gepflegt wird, wie hierzulande die freie Fahrt auf deutschen Autobahnen. Während sich das aufgeklärte Europa über Jahrhunderte in Nationalstaaten separiert hat, hat sich Amerika seine grenzenlose Freiheit als Staatsideal durch eine blutgetränkte Flächenausdehnung erkämpft. Dabei war und ist das Recht auf Selbstbestimmung verknüpft mit einem chronischen Misstrauen gegenüber staatlicher Regulierung in der DNA tief verankert.


Der schon fast legendäre Nationalstolz in Verbindung mit einem beispiellosen Unternehmergeist und der pathetischen Story des American Dream hat die USA im 20. Jahrhundert zu außergewöhnlicher Prosperität geführt und am Ende als einzig verbliebene Supermacht zurückgelassen. Während die internationale Staatengemeinschaft als Zaungast zugeschaut hat, hat Amerika als Weltpolizist quasi im Alleingang internationale Krisenherde bekämpft, den Europäern die Grundlage für ein Jahrhundert in Frieden und Freiheit beschert und die Weltwirtschaft in das Zeitalter der Globalisierung geführt.


Trotz dieser dominanten und verdienstvollen Rolle gefallen wir Europäer uns, als Scharfrichter amerikanischer Politik aufzutreten und uns über die Amtsausführung seiner Präsidenten zu erfreuen oder eben auch zu echauffieren. Ja, Amerika wird gerne kritisiert und im gleichen Atemzug bewundert. Dem „Land Of The Free“ neutral gegenüberzutreten, ist bei der starken Polarität seiner Gesellschaftsstruktur ein „Quasi-No-Go“.


Im Folgenden soll zugleich der Versuch unternommen werden, auch die „andere Seite“ zu zeigen. Zwischen den Inupiat Alaskas und den Latinoeinwanderern Südfloridas liegen mit einer Distanz von mehr als 7.000 km nicht nur geografische Welten. Jene ethnischen und sozioökonomischen Differenzen werden durch ein bedingungsloses Bekenntnis zu nationalen Werten und Symbolen geeint. Immer dann wenn die gesellschaftlichen Fliehkräfte zu groß werden, werden Patriotismus und Autokratie als Heilsbringer aus der Kiste geholt und mit entsprechendem Personal an der Schaltstelle der Macht flankiert. Eine Fahne, eine Hymne, ein Präsident für alle Amerikaner haben als einende Elemente dem drohenden Zerfall und der Spaltung der Gesellschaft bislang Einhalt bieten können.


Doch auch Amerika ist müde geworden. Die jahrzehntewährende Last der Supermacht ist an „Uncle Sam“ nicht spurlos vorbeigegangen. Die Verzettelung in weltweiten Regionalkonflikten, von Korea über Vietnam bis Afghanistan, haben Narben hinterlassen. Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs und dem Ende des kräftezehrenden Rüstungswettlaufes mit dem Erzfeind Sowjetunion war die Sehnsucht nach Frieden und Entspannung allgegenwärtig. Die Mission als Weltpolizist und globaler Friedensbewahrer schien bis auf Weiteres erfüllt. Zum Ende des letzten Jahrtausends bekam Amerika endlich die Chance durchzuatmen, alte Wunden zu kurieren, sich auf sich selbst zu besinnen. Währenddessen konnte Europa ohne Behelligung von außen seinen Einigungsprozess gestalten und sich kurzzeitig als heimlicher Nabel des Planeten fühlen.


Mit den Ereignissen von 9/11 wurde ein Prozess in Gang gesetzt, der bis zum heutigen Tag seine Fortsetzung findet. Das unbesiegbare Amerika war verletzt, gedemütigt, bis ins Mark erschüttert worden. Das schützende Tuch der nationalen Einheit war zerrissen und die reflexhafte Flucht in die alte Rolle des Weltpolizisten trieb die vordergründig geeinte Gesellschaft wie einen Keil auseinander. Nun wurde offensichtlich, was die nationale Schminke über Jahrzehnte zu übertünchen verstand. Die einen zelebrierten ihren Nationalstolz als Schutzpanzer, indem sie dem außenpolitischen Rachefeldzug des Präsidenten George W. Bush bedingungslos folgten. Die anderen fühlten sich sozial abgehängt, witterten Diskriminierung und wünschten sich die beschaulichen Wohlstandsjahre der Bill Clinton-Ära zurück. Die Klientelpolitik der Präsidenten Bush Jr. und seines medial gewandten Nachfolgers Barack Obama ließen das große Ganze, die Einheit der Nation, aus den Augen. Die Vereinigten Staaten wurden vor dem Hintergrund eines nationalen Identitätsverlustes zur geteilten Nation. Mit der Wahl Donald Trumps bekam der Ausdruck der inneren und äußeren Spaltung ein leibhaftiges Gesicht.


Der Zustand Amerikas im Jahr 2021 beruht auf tiefliegenden Problemen und verzerrten Wahrnehmungen. Wer die Wahl von Donald Trump als Laune der Geschichte abtut und seine Abwahl als nationale Erlösung feiert, begeht einen schwerwiegenden Fehler. Nur wer tief in die Seele der Gesellschaft hineinblickt, findet Erklärungen für die Einstellungen und Verhaltensweisen, die den naiven Europäer vorurteilsvoll den Kopf schütteln lassen. Vor dem Hintergrund öffentlicher Proteste, bei denen sich Nationalistengruppen und Vertreter der Black-Lives Matter-Bewegung unversöhnlich gegenüberstehen; im Angesichts eines angestachelten Mobs, der das Capitol als Hort der amerikanischen Demokratie attackiert hat, ist die Spaltung der Gesellschaft nicht an einer einzelnen Person festzumachen.


Ob, wann und inwiefern die nach außen hin kühn auftretende Supermacht an ihrer inneren Ordnung zu zerbrechen droht, wird von einer Vielzahl von Faktoren abhängen. Ein Großteil dessen soll im Rahmen des vorliegenden Buches unter Abwägung verschiedener Positionen beleuchtet werden. Die Erlebnisreise in die Eingeweide der angeschlagenen Weltmacht soll in der Gegenwart mit einem Blick auf die historischen Ereignisse der Wahlnacht vom 3. auf den 4. November 2020 beginnen.





1. No Country for Old Men?



1.1 03.11.2020: Chronik eines historischen Abends


Das Knabberzeug steht bereit. Der Kaffeeautomat hat mit seiner mahlenden Arbeit begonnen. Es ist Wahlabend in Amerika. Kein normaler, sondern ein möglicherweise historischer. Neben dem Superbowl das wohl einzige TV-Event das Millionen von Europäern zu nächtlicher Stunde mit der großen Nation jenseits des Atlantiks live mitfiebern lässt.


Doch während der Champion der National Football League am Tag darauf schon fast wieder vergessen ist, ist der Ausgang des politischen Zweikampfes für uns Abendländler bedeutender denn je. Donald Trump, der hierzulande ungeliebte bis verachtete US-Präsident soll diese Nacht abgewählt werden. Zumindest den Umfragen zufolge, die Herausforderer Joe Biden seit Wochen vorne sehen. Auch wenn Umfragen spätestens nach den Ergebnissen der zurückliegenden Wahl im Jahr 2016 begrenzte Aussagekraft besitzen, spricht das innere Gefühl für einen Machtwechsel.


Zu sehr hatte der ehemalige New Yorker Finanz- und Immobilienjongleur den politisch-diplomatischen Bogen überspannt und die Grenzen seiner Amtsführung überzogen. Der laxe, verharmlosende Umgang mit der Corona-Krise, die Diffamierung zumeist friedlich demonstrierender Landsleute als Terroristen, der Dauerkrieg mit großen Teilen der Medien und nicht zuletzt der rüde Umgang mit anderen, verbündeten Staatslenkern war und ist mit unserem Weltbild eines US-Präsidenten quasi unvereinbar. Schier undenkbar, dass die Mehrheit der Amerikaner dies alles ein weiteres Mal durchgehen lässt.


Dass wir diesen Machtwechsel mehrheitlich herbeisehnen, zeigt, welch großen Schatten Amerika auf unser überschaubares, aber nicht minder zerrissenes Europa wirft. In weltpolitisch unsicheren Zeiten wünschen wir uns einen verlässlichen Partner, zu dem wir aufblicken und an dessen Schulter wir uns anlehnen können. Dass der große Bruder jenseits des Atlantiks uns seit Jahren demonstrativ die kalte Schulter zeigt, schmerzt und irritiert zugleich. Das Amerika, das uns von Hitlers Terrorregime befreit, den Wiederaufbau nach dem zweiten Weltkrieg initiiert und nicht zuletzt die deutsche Einheit ermöglicht hat, ist offensichtlich ein anderes geworden. Und eben, weil es so anders, so unkalkulierbar geworden ist, bleibt ein mulmiges Restgefühl, dass es heute Nacht vielleicht doch in einer Wiederwahl und Fortsetzung des Istzustandes enden könnte.


Der 74-jährige US-Präsident hatte in den Wochen zuvor alle Register gezogen, um die verloren geglaubte Wahl noch zu drehen und im Falle einer Abwahl sogar offen die Nichtanerkennung in den Raum gestellt. Die Liste der Disqualifizierungen Donald Trumps erscheint schier endlos, die Anzahl politischer Erfolge überschaubar. Der Grund, weshalb es für die Demokraten nach dem 2016er Desaster um Hillary Clinton auch in dieser Nacht zu einer Zitterpartie werden könnte, heißt Joe Biden. Der 77-jährige Ex-Vizepräsident ist beileibe nicht der Prototyp eines Kandidaten, den man mit einem Umschwung und gesellschaftlicher Erneuerung in Verbindung bringt. Sein müdes und mitunter fahriges Auftreten hat den Mann aus Delaware im Lichte der Öffentlichkeit schwach und angreifbar erscheinen lassen. Die notwendige Mobilisierung unentschlossener Wählerschichten wird dem rhetorisch limitierten, aber politisch erfahrenen Kongressveteranen (seit 1972 Senatsmitglied) nicht wirklich zugetraut. Vielleicht ist es am Ende der durch harte Lebensumstände geformte, anständige Charakter Joe Bidens, der im Wettstreit der beiden alten Männer den Ausschlag gibt.


USA - A Country For Old Men? Mit Donald Trump und Joe Biden treffen an diesem Abend mehr als 150 Jahre Lebenserfahrung aufeinander. Nie zuvor in der Geschichte der USA wurde das Schicksal der künftigen Staatsführung in ältere Hände gelegt. Nimmt man den 78-jährigen Mitch McConnell als Mehrheitsführer des Senats und 80-jährige Nancy Pelosi als Sprecherin des Repräsentantenhauses mit hinzu, so erinnert die Besetzung der politischen Schlüsselpositionen ein wenig an die Greisenriege des ehemaligen sowjetischen Politbüros.


Ist dieses offensichtliche Fehlen an Aufbruch und Dynamik symptomatisch für das amerikanische Gesellschaftsbild? Auch Amerika wirkt saft- und kraftlos in diesen Tagen. Es fehlt die große Vision, das „Big Picture“, welches angesichts der weltpolitischen Komplexitäten so dringend nötig erscheint. Donald Trumps Flucht in ein „Make America Great Again“ scheint nichts weiter als eine Reduzierung der globalen Herausforderungen auf amerikanische Interessen. Auch dem demokratischen Herausforderer Joe Biden ist es bislang nicht gelungen, den Spagat zwischen amerikanischen Interessen und internationalen Verpflichtungen glaubhaft zu vermitteln. Die mitunter desaströsen Wahlkampfauftritte beider Kandidaten lassen vermuten, dass das Grundproblem der amerikanischen Gesellschaft unabhängig von Wahlausgang bestehen bleiben wird.


So wird es auch in dieser Nacht wohl eher eine Vermeidungswahl werden, die darauf ausgerichtet ist, sich des ungeliebteren der beiden Kandidaten zu entledigen. Obwohl die glühenden Trumpanhänger ihrem Anführer in fast sektenhafter Art und Weise ergeben sind, scheint eine zunehmende Mehrheit der gemäßigten Amerikaner diesem Stil nicht weiter folgen zu wollen.


Es ist 0:35 Uhr unserer Zeit. Schon in den Vorberichten wird klar, wohin die Reise geht. Es kommt mal wieder auf die „Swing-States“ an. Staaten, die historisch weder dem roten, republikanischen noch dem blauen, demokratischen Lager zuzurechnen sind. Die Ergebnisse in den Staaten Iowa und Nevada sind aufgrund ihrer geringen Bevölkerungsdichte und der damit verbundenen Anzahl an Wahlmännerstimmen weniger entscheidend. Der Blick richtet sich auf Pennsylvania, Michigan, Wisconsin, Ohio, North Carolina und vor allem Florida, wo insgesamt 108 der 270 für einen Sieg notwendigen Wahlmännerstimmen zu holen sind und sich laut Umfragen ein Kopf-an-Kopf-Rennen abzeichnet. Mit Georgia, Arizona und Texas sind auch drei traditionell rot gefärbte Bundesstaaten aus Sicht der Republikaner gefährdet. Experten sind sich einig, dass Donald Trump die große Mehrheit dieser Swing-States gewinnen muss, um seine Chance auf Wiederwahl noch zu wahren.


0:50 Uhr: Bis zur Bekanntgabe der ersten Zwischenergebnisse geht es in einem weiteren Vorbericht um die Wahlbeteiligung und die damit verbundene Problematik der Stimmabgabe in Corona-Zeiten. Mehr als 90 Mio. US-Amerikaner hatten ihre Stimme bereits im Vorfeld des Wahltages abgegeben, viele davon per Briefwahl. Eine derartige Wählermobilisierung hat es in dieser Form zuvor noch nicht gegeben. Bilder von Menschen, die über Stunden in Endlosschlangen auf ihre Stimmabgabe warten, die kilometerlange Wegstrecken in Fahrgemeinschaften zur Wahrnehmung ihres Wählerwillens auf sich nehmen, deuten auf eine Rekordbeteiligung hin. Der staats- und politikverdrossene Amerikaner entdeckt seine Bürgerpflicht gerne dann, wenn die regierende politische Klasse sich überlebt hat. Der Rekordwert von 66% Wahlbeteiligung aus der ersten Wahl Barack Obamas im Jahr 2008 scheint im Bereich des Möglichen. Ohne die Ereignisse der Nacht vorwegzunehmen, ist diese Wahl schon jetzt historisch.


Was diese Wahl historisch macht, ist nicht nur sein vermutlich knapper Ausgang. Es bleibt eine Vielzahl offener Fragen. Wird angesichts der hohen Anzahl an Briefwahlstimmen bereits in dieser Nacht ein Ergebnis vorliegen? Falls nicht, wird Donald Trump sich – wie vielfach erwartet – vorzeitig zum Sieger erklären und eine verspätete Auszählung anfechten? Wie werden die Anhänger beider Lager auf vermeintliche Unregelmäßigkeiten reagieren? Werden wir gegebenenfalls das erste Mal in der Geschichte einen US-Präsidenten haben, der das Oval Office nicht freiwillig räumt? In Anbetracht all dieser Unwägbarkeiten stellt sich ein diffuser Gefühlsmix aus Spannung und Besorgnis über den Verlauf der Nacht ein.


1:00 Uhr: Genug der Fragen und Spekulationen. Die ersten Zwischenergebnisse kündigen sich an. Indiana ist als erster Bundesstaat entschieden. Die 11 Wahlmännerstimmen in dem republikanisch geprägten Staat gehen wenig überraschend an Donald Trump. In Georgia, Virginia, Kentucky, South Carolina und Vermont ist in diesem frühen Stadium der Auszählung noch alles offen.


1:15 Uhr: Die ersten Zahlen aus dem „crucial swing state“ Florida werden vermeldet. Nach 20% der ausgezählten Stimmen liegt Donald Trump mit 51 zu 48% knapp vorne. Auch wenn dies noch kein Indiz ist, macht sich ein erstes Gefühl breit, dass die klaren Umfragewerte zugunsten von Joe Biden Makulatur sein könnten.


1:25 Uhr: Das Rennen in Florida spitzt sich zu. Joe Biden hat in weiteren Bezirken hinzugewonnen und liegt nach 50% der ausgezählten Stimmen nun gleichauf. Sollte Biden weiter aufholen und Florida für sich entscheiden können, wäre die Luft aus dem spannenden Wahlabend wohl frühzeitig raus.


1:35 Uhr: In Georgia sehen die ersten Tendenzen Joe Biden vorne. Ein traditioneller Republikanerstaat, der nun zum Battleground-State werden könnte. In Florida liegt Joe Biden nach 66% der ausgezählten Stimmen hauchdünn vorne.


1:45 Uhr: Kentucky wird wie erwartet republikanisch. Hier sind Donald Trump 8 weitere Wahlmännerstimmen gewiss. Derweil hat sich Joe Biden mit dem erwarteten Sieg in Vermont die ersten 3 Wahlmännerstimmen gesichert. Damit steht es 19:3 für „rot“. Ich mache mir den zweiten Kaffee. Für 2:00 Uhr werden Ergebnisse aus 17 Staaten, darunter weitere Swing-States, angekündigt.


2:00 Uhr: 9 Staaten sind jetzt ausgezählt. Es steht 44:26 für Joe Biden. Der Herausforderer gewinnt wie erwartet New Jersey, Maryland, Massachusetts, Delaware und die Hauptstadt D.C.. Trump gewinnt erwartungsgemäß den Indianerstaat Oklahoma. Dafür scheint sich in Florida das Blatt zu Trumps Gunsten zu wenden. Biden hat in den Ballungszentren schwächer performt als erwartet. Die noch fehlenden Stimmen aus dem konservativen Panhandle dürften eher Trump zu Gute kommen. Auch in Georgia liegt der Amtsinhaber inzwischen knapp vorne. Dafür ist Joe Biden in dem Swing State Ohio überraschend deutlich in Führung.


2:15 Uhr: Mit Tennessee geht ein weiterer Traditionsstaat an Donald Trump. Dafür deutet sich in Texas eine kleine Überraschung an. Nach 26% der ausgezählten Stimmen liegt Joe Biden mit 52% in Führung. Es steht 44:37 für die Demokraten und jeder der auf einen frühzeitigen Erdrutschsieg für Biden gesetzt hat, sieht sich getäuscht.


2:30 Uhr: West Virginia beschert Trump 5 weitere Wahlmänner. In North Carolina liegt Biden vorne. Auch in Ohio scheint sich die Führung zu stabilisieren. Dafür ist Florida für die Demokraten nach 90% der ausgezählten Stimmen so gut wie verloren. Es steht 44:42 und das Rennen ist mehr als offen.


2:45 Uhr: Der Vorsprung Bidens in Texas schrumpft. In Georgia verzögert sich die Auszählung aufgrund eines Wasserrohrbruchs im Fulton County – auch das ist Amerika. In Florida stockt die Auszählung. Die Wahlnacht wird zur Hängepartie.


2:55 Uhr: Arkansas, der Staat Bill Clintons, geht erwartungsgemäß an Donald Trump und bringt ihn mit 48:44 in Führung. Langsam kommen mir Zweifel über den Zuspruch der Demokraten. Ohne das Corona-Missmanagement und den Polizeieinsatz in Zusammenhang mit dem Tod von George Floyd wäre Trumps Wiederwahl wohl unabwendbar gewesen.


3:00 Uhr: Die Ergebnisse aus 14 weiteren Bundesstaaten werden präsentiert. Nur New York und Connecticut können zugunsten von Joe Biden gewertet werden. Mit den erwarteten 36 Stimmen im Rücken geht der Herausforderer mit 80:48 in Führung.


3:15 Uhr: Donald Trump gewinnt derweil South Dakota und sammelt 3 weitere Stimmen ein. In Kansas, einem roten Midwest-Staat, führt Joe Biden. Doch der Blick geht nun auf folgende Staaten: Florida scheint sicher an Trump zu gehen. Gelingt es Joe Biden, die Führung in Ohio zu halten, spricht sehr vieles für einen „blauen“ Wahlsieg. Schafft er auch in Texas die Überraschung, ist das Rennen gelaufen. Derweil bestätigt sich der erwartete Sieg Joe Bidens in Colorado, der ihm 10 weitere Stimmen beschert. Donald Trump holt North Dakota. Es steht 89:54.


3:25 Uhr: Es fällt auf, dass Trump mit zunehmender Auszählung in fast allen Staaten hinzugewinnt. Das bedeutet, dass die Early Voters erwartungsgemäß den Demokraten zuzurechnen sind. In North Carolina, Ohio und Texas schrumpft Bidens Vorsprung. Sollte er diese drei Staaten noch abgeben, wird die Wiederwahl Trumps wieder wahrscheinlicher. Nach ersten Ergebnissen liegt der Amtsinhaber in Michigan und Wisconsin vorne.


3:35 Uhr: Donald Trump gewinnt South Carolina und setzt sich damit in seinen Hochburgen weiter souverän durch. In Texas hat sich das Blatt gewendet. Nach 64% der ausgezählten Stimmen sind die Republikaner im Lone Star State nun vorne. Auch in Ohio kippt nach komfortablem Vorsprung die Führung der Demokraten. Nun habe ich erstmalig das Gefühl, dass Donald Trump gegen alle Fakten und Prognosen das Rennen doch noch machen könnte.


3:50 Uhr: Aktuell sieht es danach aus, als könne Joe Biden keinen der Swing States für sich entscheiden. In Texas und Ohio hat er die Führung abgegeben. Auch in North Carolina liegt Trump nun gleich auf. Pennsylvania ist noch „too close to call“. Florida ist nun fast sicher republikanisch.


4:00 Uhr: Bislang ist es ein enttäuschender Abend für die Demokraten. Donald Trump darf sich als moralischer Sieger fühlen, da er auch in der absoluten Anzahl der Stimmen vorne liegt. Die Personalie Joe Biden wird in Anbetracht der Stimmenverluste auf demokratischer Seite offen diskutiert. Nach 88% der ausgezählten Stimmen ist Trump nun auch in North Carolina in Führung.


4:15 Uhr: In Arizona liegt Joe Biden nach 70% der ausgezählten Stimmen klar in Front. Aktuell ist dies der einzige Swing State, der den Demokraten zufallen könnte. Vielleicht der Strohhalm, der Trumps Wiederwahl doch noch verhindert? Auch der Nachbarstaat New Mexico geht mit 5 Wahlmännerstimmen erwartungsgemäß an Biden. Es steht 94:72 für „blau“.


4:25 Uhr: Trump gewinnt Louisiana. Biden New Hampshire. Es steht 98:80 für „blau“. Ein trügerischer Vorsprung, da Biden in fast allen Swing States zurückliegt. Auch Pennsylvania ist inzwischen auf „rot“ gewechselt. Trump gewinnt derweil wie erwartet Utah und kommt nun auf 89 Wahlmänner.


4:40 Uhr: Missouri, Wyoming, Alabama und Kansas gehen deutlich an Trump. Die Nervosität der Demokraten dürfte auf dem Siedepunkt sein. Neben Arizona liegt die Hoffnung auf Nevada und dem Swing State Iowa, wo Biden nach 46% der ausgezählten Stimmen vorne liegt. In Illinois wird für Biden der erwartete Sieg bestätigt. Es steht 118:108 für „blau“.


5:00 Uhr: Mississippi geht an Donald Trump. Washington State, Oregon und der Stimmenriese Kalifornien werden von den Demokraten gewonnen. Es steht 192:114. Die Swing-States ziehen sich in der Auszählung und machen die Wahlnacht zu einer Geduldsprobe. Ich entscheide mich an dieser Stelle dafür, den Wahlmarathon vorzeitig abzubrechen und mache meiner Enttäuschung Luft. Der Wahlausgang wird knapp werden und unabhängig vom Ausgang die Spaltung wohl weiter vertiefen. In Anbetracht eines unklaren, um Stunden verzögerten Endergebnisses könnten Zweifel an dem demokratischen Prozess der Stimmauszählung aufkommen. Ich entscheide mich, noch bis 5:30 Uhr auf weitere Klärung warten.


5:30 Uhr: Die Auszählung gibt keinen weiteren Aufschluss. In den mitentscheidenden Nordstaaten Michigan, Wisconsin und Pennsylvania könnte die Auszählung aufgrund der hohen Anzahl an Briefwählerstimmen noch Stunden bis Tage dauern. Während Florida, Ohio, Georgia und North Carolina für „rot“ sprechen, beende ich die Wahlnacht mit dem Gefühl, dass die Demokraten aller Voraussicht auf der Ziellinie noch abgefangen werden könnten. „4 More Years“ scheinen uns wider Erwarten bevorzustehen…



1.2 The day after


Nach etwas mehr als 3 Stunden Schlaf geht der erste Weg zurück an den PC. Es steht noch kein Sieger fest. Präsident Donald Trump liegt in den offenen Swing States vorne, doch die Auszählung der Briefwählerstimmen braucht Zeit und könnte Joe Biden wieder zurück ins Rennen bringen. An dieser Stelle macht sich bei mir Ernüchterung breit. Unabhängig davon wie man zu Politik und Charakter des Amtsinhabers steht, das verzögerte Ergebnis mit offenem Ausgang ist das „worst case scenario“ für Wahlbeobachter, Wähler und die letztlich auch für die Kandidaten. Es lässt Spielraum für Interpretationen, nährt Zweifel und unterzieht die demokratischen Institutionen einer Belastungsprobe.


Donald Trumps unsäglicher Rettungsversuch, die Auszählung der Briefwählerstimmen durch Anrufung des Supreme Courts zu stoppen, ist Ausdruck eines Demokratieverständnisses, welches das höchste Amt der Vereinigten Staaten im Lichte der Weltöffentlichkeit erbärmlich dastehen lässt. Egal wie die Wahl entschieden wird und wer am Ende der Gewinner ist. Ein Gefühl bleibt: Amerika hat heute verloren.


An diesem „Day After“ spiegelt sich die Spaltung der amerikanischen Gesellschaft in dem offenen Wahlergebnis quasi 1:1 wieder. Während die Masse der demokratischen Wähler auf die Vollendung der Stimmauszählung pocht, fordert die Gegenseite deren sofortigen Stopp. Die Demokratie der Vereinigten Staaten wird zum Interpretationsgegenstand. Auch wenn Joe Biden in den Swing States des Nordens mit Hilfe der Briefwähler nach und nach die Führung übernimmt, wirkt die Partei John F. Kennedys und Bill Clintons angeschlagen und blass. Am Ende war es Donald Trump höchstpersönlich, der durch einen enthusiastischen Wahlkampf Akzente gesetzt hat und über eine beispiellose Mobilisierung alle Prognosen und Umfragen torpediert hat. Mit seiner unverhohlenen Kritik an der verspäteten Auszählung bestimmt er auch am Tag 1 nach der Wahl weiter die Schlagzeilen. Er ist der Macher und lässt keine Gelegenheit aus, seine ergebenen Anhänger auf einen langen, möglicherweise schmutzigen Weg zur Machterhaltung einzuschwören.


Gegen Abend hat Joe Biden die Swing States des Nordens, Michigan und Wisconsin, auf seine Seite gezogen. Auch in Arizona und Nevada sieht es gut für ihn aus. Zum Zankapfel werden die Oststaaten Pennsylvania, North Carolina und Georgia, wo Donald Trumps komfortable Führung wie Butter in der Sonne zusammenschmilzt. Die Auszählungen schreiten nur schleppend voran und scheinen teilweise zum Stillstand zu kommen. Auch am Tag 1 nach der Wahl wird noch kein Endergebnis vorliegen. Offizielle Stimmen halten ein Ende der Auszählung sogar bis zum Wochenende für möglich. Dies ist Wasser auf die Mühlen der Trump-Gefolgschaft, die vor einem derartigen Szenario frühzeitig gewarnt haben. Hier mischen sich seitens der roten Wählerschaft Enttäuschung und Kampfbereitschaft, die eine einvernehmliche Machtübergabe mehr und mehr in Zweifel ziehen.


Wird Amerika das Hineinschlittern in eine Staatskrise noch verhindern können? Corona-Pandemie, Wirtschaftseinbruch, Demonstrationen, Polizeigewalt und jetzt eine Wahl ohne Ergebnis – die älteste Demokratie der Welt steht vor einer Belastungsprobe mit ungewissem Ausgang. Je länger sich die Bekanntgabe des Endergebnisses hinzieht, desto höher dürfte sich die Welle des Widerstandes auftürmen. Ein schmutziger Winter mit Klagen, Verfahren, Protestwellen und möglichen Neuauszählungen scheint unabwendbar.


Am Ende des ersten Tages nach der Präsidentschaftswahl führt Joe Biden mit 253:214. 17 Stimmen fehlen den Demokraten zum Wahlsieg. Was passiert in dem Moment, in dem dieses Ergebnis offiziell und unumstößlich verkündet wird? Wird der Zusammenprall der beiden unversöhnlichen Lager noch zu kontrollieren sein? Wie weit wird Donald Trump im Falle einer Niederlage bereit sein, den demokratisch herbeigeführten Volksentscheid zu unterminieren? Wäre ein knapper Sieg Donald Trumps für den Erhalt des sozialen Friedens vielleicht sogar die verträglichere Lösung? Auf keine dieser Fragen fällt mir eine zufriedenstellende Antwort ein. Amerika ist und bleibt das Land der unbegrenzten Möglichkeiten – und das in jeder Hinsicht.



1.3 Doom day am Potomac


Am Tag 4 nach Ende der Abstimmung ist es entschieden. Joe Biden ist der gewählte 46. Präsident der Vereinigten Staaten. Es war der Swing-State Pennsylvania, der den Demokraten nach einem langwierigen, zähen Auszählprozedere die für eine sichere Mehrheit erforderlichen 20 Wahlmännerstimmen beschert hat. Die verspätete Auszählung einer überbordenden Menge an Briefwählerstimmen hatte einen in der Geschichte der USA einmaligen Wahlausgang hervorgerufen. In den Staaten Michigan, Wisconsin, zuletzt Georgia und eben Pennsylvania ist ein sicher geglaubter republikanischer Sieg durch eine „blaue Lawine“ von „mail voters“ überrollt worden. Mit den Staaten Nevada und Arizona waren es am Ende komfortable 306 Wahlmännerstimmen, die den anfänglich hauchdünn erscheinenden Abstand in einen zahlenmäßig eindeutigen demokratischen Sieg überführten. 81,2 Millionen US-Amerikaner – mehr als jemals zuvor in der US-Geschichte – haben den neuen Amtsinhaber mit einem starken Mandat ausgestattet.


Während jener „Decision Days“ hatte sich die Stimmungslage zunehmend in Richtung des Herausforderers Joe Biden verlagert. Donald Trumps trotzige Nichtanerkennung des Wahlergebnisses in Verbindung mit der Ankündigung juristischer Schritte hatte selbst bei gemäßigten Supportern für Verstörung gesorgt. Während sich der abgewählte Amtsinhaber – von seiner „Familienjunta“ gestützt – weiter als Sieger gebärdete, präsentierte sich der neue „president-elect“ respektvoll, einend und ohne übertriebenes Triumphgefühl. Joe Biden schien in Anbetracht des Wechselbades der Gefühle mit Demut und Ergebenheit auf die neue Aufgabe zuzusteuern.


Mit Verkündung des offiziellen Wahlsieges schien sich ein Gefühl des Aufbruchs über großen Teilen der amerikanischen Öffentlichkeit breit zu machen. Der eindrucksvolle Auftritt der künftigen Vizepräsidentin Kamala Harris als Symbol für ein neues, fortschrittliches Amerika und die darauffolgende präsidiale Siegesrede des künftigen Amtsinhabers auf einem Parkplatz in dessen Heimatstadt Wilmington erinnerten stark an die Begeisterung der frühen Obama-Tage. Die Jubelszenen im gesamten Land symbolisierten Aufbruch und Befreiung. Gegenproteste der Trump-Anhänger verliefen im Rahmen und blieben die Ausnahme.


Verlieren ist nicht sein Ding. Dies hatte Donald Trump bereits am Vorabend der Wahl deutlich zu verstehen gegeben. Doch mit den ersten Feierlichkeiten um den demokratischen Herausforderer schien die Götterdämmerung langsam ihren Lauf zu nehmen. Der Doom Day am Potomac River war gekommen und hüllte die Überbleibsel der abgewählten Seilschaft in ein dunkles Tuch. Trumps Ignorierung des demokratischen Prozesses und die Beanspruchung des Machterhalts erinnerten stark an das Ende der Autokraten in den Staaten des Warschauer Paktes nach dem Fall des Eisernen Vorhangs. Wann würden sich Teile der Trump-Administration von ihrem abgewählten Anführer öffentlich distanzieren? Würde der „president-delect“, nachdem die Schockwelle der Niederlage überwunden ist, doch noch einlenken und eine friedliche Machtübergabe ermöglichen? Wann würde die kaltgestellte Republikanische Partei aus ihrem vierjährigen Dornröschenschlaf erwachen und ihren mehr als 74 Millionen Wählern den Weg in die Zukunft skizzieren?



1.4 Die Schmach des 6. Januar


Amerika hat den 11. September. Die grausamen Attacken auf die Symbole von Freiheit und Wohlstand jenseits des Atlantik sind als historisches Mahnmal unauslöschlich in den Geschichtsbüchern festgeschrieben. Im 20. Jahr des nationalen Traumas hat Amerika mit dem 6. Januar ein weiteres historisches Datum hinzubekommen. Der Tag, an dem ein angestachelter, blindwütiger Mob auf das Capitol der Hauptstadt zustürmte, die demokratische Arbeit des Kongresses torpedierte und die heiligen Hallen des ältesten, aktiven Parlamentsgebäudes der Welt entweihte. Jene markerschütternden Bilder lassen Zweifel an der Festigkeit der amerikanischen Demokratie aufkommen und zeigen eine weitere Facette des Landes der unbegrenzten Möglichkeiten.


Seit Ende der offiziellen Auszählung und Bestätigung des Wahlergebnisses hatte Donald Trump die Rechtmäßigkeit in Zweifel gezogen, wiederholt offen von Betrug und Diebstahl gesprochen und damit den Mythos der „Big Lie“ kultiviert. Nachdem sämtliche Klagen mangels Substanz abgeschmettert worden waren, griff der „president delect“ zu härteren Bandagen. Insbesondere das Telefonat mit dem Innenminister des Bundesstaates Georgia, Brad Raffensperger, in dem der Präsident erfolglos befahl, die für einen Wahlsieg notwendigen Stimmen „zu finden“, bleibt in Erinnerung.


Der 6. Januar sollte nach dem Willen Trumps noch mal eine für ihn persönlich und die Partei bedeutsame, finale Wende herbeiführen. Es ging zunächst um die Stichwahlen zweier Senatorenposten in Georgia, mit denen die demokratische Senatsmehrheit verhindert werden sollte. Zum anderen wurde Vizepräsident Mike Pence im Rahmen der Kongressdebatte „beauftragt“, den Wahlsieg Joe Bidens öffentlich nicht anerkennen. Beides wurde für den abgewählten Präsidenten zu einer krachenden Niederlage.


Durch den knappen Sieg der beiden demokratischen Kandidaten Warnock und Ossoff in Georgia kann Joe Biden neben dem Repräsentantenhaus künftig auch im Senat auf eine Mehrheit bauen. Nachdem der bis dato treu ergebene Vize Mike Pence seinem Chef zu verstehen gegeben hatte, dass er nicht das Recht habe, die Wahl Bidens nicht anzuerkennen, schwammen dem Präsidenten und seinen glühenden Anhängern offensichtlich die letzten Felle davon. Trump höchstpersönlich rief seine angereisten Anhänger auf, vor das Capitol zu ziehen und dort ihren Unmut kund zu tun. Dass sich daraus einer der größten Skandale der westlichen Demokratiegeschichte ergeben würde, wurde von dem scheidenden Präsidenten billigend in Kauf genommen. Eine Horde demokratiefeindlicher „MAGA-Patrioten“ schien zu allen Mitteln bereit, dem „antidemokratischen Sektenführer“ zum Ende der Amtszeit die letzte Ehre zu erweisen.


Die Ungeheuerlichkeit der Ereignisse des 6. Januar 2021 werfen unweigerlich Fragen auf. Wie konnte ein fanatisierter, aber letztlich ungeordneter Haufen von Menschen vor das Capitol dringen, sich ohne größeren Widerstand Zugang verschaffen und dort entwürdigende, zerstörerische Handlungen aufführen? Wie ist die Taten- und Hilflosigkeit der topausgebildeten Capitol-Police zu erklären? Das Öffnen von Absperrungsgittern durch überforderte und zahlenmäßig unterlegene Polizisten und das Aufnehmen von Selfies mit den randalierenden Staatsfeinden wirkt verstörend und nährt den Verdacht, dass Teile der Einsatzkräfte in die Verschwörung eingebunden waren oder zumindest sympathisierten. Die stundenlange Verzögerung bis zum Erscheinen der Nationalgarde deutet auf interne Machtkämpfe in den Institutionen hin, bei denen sich Vizepräsident Pence und Abgeordnetensprecherin Pelosi am Ende über die Inkompetenz des schweigenden Alt-Präsidenten hinwegsetzten.


Dass sich innerhalb weniger Stunden eine Beruhigung der Lage einstellte und die Abgeordneten ihr Prozedere zur Bestätigung von Joe Biden als 46. US-Präsidenten fortsetzen konnten, kann als Schadensbegrenzung verbucht werden. Nicht auszudenken, wenn anstelle der unorganisierten, irren Trump-Fanatiker bewaffnete Milizen der Proud Boys, Oath Keepers oder Wolverine Watchmen in das Capitol eingedrungen wären. Eine unabsehbare Eskalation der Gewalt hätte sich inmitten des traditionsreichen Zentrums der amerikanischen Demokratie zugetragen. Dass die Loyalität des Militärs nicht auf die Probe gestellt werden musste, darf als glücklicher Umstand bezeichnet werden. Amerika war an diesem 6. Januar 2021 – 156 Jahre nach dem historischen Sieg der Nordstaaten über die Konföderierten - einem weiteren Bürgerkrieg näher als jemals zuvor.


5 Tote (darunter 2 Polizisten), zahlreiche Verletzte und mehr als 60 Festnahmen bilden die Statistik dieses dunklen Nachmittages. Die inneren Schäden der Ereignisse werden die Demokratie in den Vereinigten Staaten noch längerfristig beschäftigen. Wenn ein abgewählter, amtierender Präsident seine Anhänger aufstachelt, um einen Staatsstreich zu riskieren und die demokratischen Institutionen der Beliebigkeit preisgibt, ist die „Greatest Of All Nations“ dem Charakter einer Dritte-Welt-Autokratie erstaunlich nahegekommen. Welche Macht und Möglichkeiten wird der am 20. Januar 2021 vereidigte neue Präsident Joe Biden zur Geltung bringen können, um die Pfeiler der demokratischen Grundordnung zu stabilisieren? Und damit verbunden die Frage, werden die düsteren 4 Jahre Trump-Präsidentschaft ein abgeschlossenes Kapitel amerikanischer Geschichte bleiben?



1.5 Vier Jahre Trump: Symptom oder System?


Donald Trump ist ein Symptom und nicht die Ursache der gesellschaftlichen Spaltung. Mit dieser relativierenden These versuchen politische Beobachter und Analysten das Phänomen der Präsidentschaft Donald Trumps zu ergründen. Dass jenes Phänomen als Folge einer über Jahre, möglicherweise gar Jahrzehnte versäumten Integrationspolitik kein „historischer Zufall“ ist, wird kaum noch bestritten. Andererseits hat sich jenes Symptom der Trump-Präsidentschaft binnen kürzester Zeit zu einer Systemfrage verselbständigt. Innerhalb von nur 4 Jahren – historisch gesehen ein Wimpernschlag – sind Institutionen, politische und gesellschaftliche Strukturen und nicht zuletzt das Verständnis von Kultur, Diplomatie und Demokratie ins Wanken geraten.


Wer von „Trumpismus“ spricht, hat ein konkretes Bild vor Augen. Eine exklusive Fokussierung auf amerikanische Interessen (MAGA-Prinzip), eine selektive Diffamierung von Teilen der Medien (Fake News), eine provokante, antidiplomatische Art der Kommunikation und nicht zuletzt eine wirtschaftliche Priorisierung auf Kosten internationaler Bündnisse und Handelsbeziehungen. Dies alles sind Markenzeichen einer Präsidentschaft, wie sie Amerika zuvor noch nicht kennengelernt hat.


Doch was von Trump-Kritikern als No-Go’s abqualifiziert wird, findet bei einem Großteil der mehr als 74 Millionen Stimmgeber Unterstützung. 2020 wie bereits 2016 gab es für breite Teile der Bevölkerung gute Gründe, Trump zu wählen. In deren Augen findet sich eine Reihe von Argumenten, die Donald Trump als Präsidenten zu einer wählbaren Alternative machen:


- „Er ist kein typischer Politiker.“


Trump ist ein Präsident „out of the box“. Seine in jeder Hinsicht unkonventionelle Art widerspricht dem üblichen Politikertypus. Nach 8 Jahren Barack Obama wünschten sich selbst gemäßigte Wähler einen unabhängigen Kandidaten und erteilten der Fortsetzung des „Establishments“ mit der Nachfolgekandidatin Hillary Clinton eine Absage. Vier Jahre später steht auch Joe Biden als ehemaliger Vizepräsident für das bei vielen verhasste, etablierte Funktionärssystem Washingtons. In dem Zusammenhang wird der „Antipolitiker“ Trump von seinen Anhängern als eine Art Befreier empfunden.


- „Er spricht Dinge klar und unmissverständlich an.“


Trumps direkte, eindeutige und bisweilen provokante Sprache trifft den Nerv des Volkes. Ein Politiker mit einfachen, prägnanten Botschaften, der „kein Blatt vor den Mund“ nimmt, kommt an, löst Begeisterung aus. Durch den Einsatz von Social-Media-Kanälen bekommt die Verbreitung der Trump-News eine Extra-Beschleunigung.


- „Er hält seine Wahlversprechen.“


Bereits unmittelbar nach seiner Vereidigung hatte Donald Trump begonnen, medienwirksam die ersten Dekrete zur Einlösung seiner Wahlversprechen zu unterzeichnen. Die großen Wahlkampfthemen, wie die Abschaffung von Obamacare, Steuererleichterungen und der Bau der Grenzmauer zu Mexiko wurden eingehalten bzw. nur durch die Intervention des Kongresses behindert. Dies lässt ihn aus Sicht seiner Anhänger verlässlich, durchsetzungsstark und authentisch erscheinen.


- „Er bietet dem System Paroli.“


Trumps öffentliche Grabenkämpfe mit politischen Gegnern und großen Teilen der Medien nötigten Respekt ab und gewährten ihm eine Art „Robin-Hood-Status.“ Das Gefühl „Ich kämpfe für euch und gegen das System“ bringt ihm in seinen Wählerkreisen ein hohes Maß an Zustimmung.


- „Er versteht etwas von Wirtschaft.“


Donald Trump ist als „Mann der Wirtschaft“ ins Amt gewählt worden und hat den Eindruck vermitteln können, dass es vielen Amerikanern unter ihm wirtschaftlich bessergeht. Nicht zuletzt hat die schuldenfinanzierte Steuerreform des Jahres 2017 - zumindest vorübergehend - für einen Anstieg der Nettoeinkommen gesorgt.


- „Er macht Amerika wieder groß.“


„Make America Great Again“ ist der Slogan zu Donald Trumps Präsidentschaft. Der Appell an die patriotische Volksseele und die Stärke der Nation hat seine Wirkung nicht verfehlt. Gerade bei konservativen Wählern ist das Gefühl entstanden, dass Barack Obama als „unamerikanischer Präsident“ ihre Interessen nicht würdig vertreten und den Stellenwert der einstigen Weltmacht USA gemindert hat. Dass „America First“ gleichzeitig „World Second“ bedeutet, wurde von der Wählerschaft billigend hingenommen.


Während jene Geisteshaltung bei den einen für Zustimmung bis Verzückung sorgt, löst sie bei anderen blankes Entsetzen aus. Für die Masse der Trump-Gegner ist der abgewählte Präsident ein sozialer Brandstifter, der Rassenhass und Diskriminierung von Minderheiten fördert, ein korrupter und egomanischer Autokrat, der es mit der Wahrheit selten genau nimmt und ein Staatsführer, der Bündnisse und Abkommen mit Füßen tritt und Amerikas Ansehen in der Welt schweren Schaden zugefügt hat.


Wo liegt angesichts dieser Kontroversen nun die „Wahrheit“ in der Bewertung der Präsidentschaft Donald Trumps? Sowohl die vermeintlichen Erfolge als auch die offensichtlichen Versäumnisse der vierjährigen Regentschaft verdienen es, einer objektiven, kompakt dargestellten Betrachtung unterzogen zu werden.


Außen- und Handelspolitik:


Donald Trump ist angetreten, um Amerika wieder groß zu machen. Kritiker halten der Trump’schen Außenpolitik vor, dass der weltpolitische Einfluss der Vereinigten Staaten binnen jener 4 Jahre keineswegs größer geworden ist. Durch die Fokussierung auf amerikanische Interessen ist einer Politik der Abschottung der Vorzug gegenüber einer internationalen Öffnung zur Stärkung multilateraler Beziehungen gegeben worden. So war die US-Außenpolitik unter Trump ohne erkennbare Strategie durch situative Einzelmaßnahmen geprägt. Während die NATO-Bündnispartner in Sachen außenpolitischer Diplomatie außenvorgelassen wurden, nahm sich der Präsident mit dem Iran, Nordkorea und China drei Konfliktherde im Alleingang vor.


Das historisch schwierige Verhältnis der USA zum Iran als Erzfeind Israels ist durch die Ankündigung des einseitigen Ausstiegs aus dem Atomabkommen im Jahr 2018 weiter verschärft worden.1) Mit der US-Sanktionierung von Handelsbeziehungen und Strafmaßnahmen gegen in Ölgeschäfte mit dem Iran engagierte Unternehmen wurde ein diplomatischer Krisenherd geschaffen, der die europäischen Bündnispartner vor vollendete Tatsachen stellte. Nach dem Drohnenangriff mit der Ermordung des iranischen Generals Soleimani im Januar 2020 drohte der Konflikt auch militärisch zu eskalieren.2) Seitdem hat Washington keine weiteren Aktivitäten gestartet, während die Europäische Union um Schadensbegrenzung zur Rettung des mühsam ausgehandelten Atomdeals bemüht war.


Die wechselseitigen Provokationen zwischen Donald Trump und dem nordkoreanischen Machthaber Kim Jong-un mündeten in einem ersten Treffen der beiden Staatsmänner im Juni 2018 in Singapur.3) Es folgten zwei weitere Begegnungen, in denen unter anderem die Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel verhandelt wurde. Rückblickend sind diese Zusammenkünfte eher als „Showtreffen“ zu werten, da die angestrebten Ziele nicht in Ansätzen erreicht wurden. Die Trump-Administration ließ den diplomatischen Faden wieder abreißen, während Kim Jong-un sein Atomprogramm nach Meldungen des US-Geheimdienstes weiter vorantrieb.4)


Der dritte Konfliktherd betrifft den Handelskrieg mit der Volksrepublik China. Das Reich der Mitte entpuppte sich zu einem persönlichen Lieblingsfeind Donald Trumps, der kaum eine Gelegenheit ausließ, den Konkurrenten jenseits des Pazifiks für jeden wie auch immer gearteten Missstand verantwortlich zu machen. Ausgangspunkt des Dauerstreits war das amerikanische Handelsbilanzdefizit, das Donald Trump durch eine Serie von Importzollerhebungen gegenüber China zu bekämpfen versuchte. Nachdem die US-Regierung im März 2018 Strafzölle auf Importe von Aluminium und Stahl in Höhe von 10% bzw. 25% erhob, reagierte China mit einer 25%igen Importbesteuerung auf einen Katalog von insgesamt 128 S-Produkten.5) Die USA wiederum ließen eine umfangreiche Liste von chinesischen Produkten erstellen, die von der Gegenseite umgehend gekontert wurde.6) Dieser Zollerhebungswettbewerb sollte in einen bilateralen Handelskrieg münden7) und im September 2020 auf Antrag Chinas vor das Streitschlichtungsgremium der Welthandelsorganisation führen.


Dass der Handelskrieg zwischen den USA und China auch die europäischen Bündnispartner belastete, wurde als Nebenkriegsschauplatz in Kauf genommen. Neben der Zerstörung weltweiter Handelsbeziehungen haben weder die Vereinigten Staaten noch China zahlenmäßig profitiert. Das Handelsbilanzdefizit der USA war zum Ende des Jahres 2018 auf einen Rekordwert in Höhe von 950 Mrd. US-Dollar angestiegen.8) Während Donald Trump in naiver Vorstellung behauptete, dass die Kosten der 25%-igen Importzölle von China bezahlt würden und letztlich der US-Wirtschaft zugutekommen, korrigierte Wirtschaftsberater Kudlow die Aussage dahingehend, dass die US-Unternehmen die Kosten tragen und diese letztlich an die Kunden weitergegeben werden könnten.9) In China wiederum hatten die Zollerhebungen zu massiven Verlagerungstendenzen von Produktionsstätten ins Ausland geführt und damit eine weitreichende Verunsicherung privater Investoren ausgelöst. So wirkte der Zollkrieg zwischen beiden Staaten neben der diplomatischen Krise auch in Bezug auf die Handelsbilanzentwicklung kontraproduktiv.


In der finalen Bewertung wird der Trump’schen Präsidentschaft oft zugutegehalten, dass keine neuen Kriege entfacht wurden und die Region des Nahen Ostens tendenziell befriedet worden ist. Dem muss insofern widersprochen werden, als dass unter Trump die Anzahl der US-amerikanischen Drohnenangriffe im Vergleich zu seinem Amtsvorgänger Obama um ein Vielfaches erhöht worden ist.10) Alleine in den ersten zwei Amtsjahren wurden mehr Drohnenangriffe durchgeführt als in acht Jahren Obama-Präsidentschaft insgesamt. Zugleich hatte Donald Trump dem US-Militär untersagt, die Opferzahlen amerikanischer Luftschläge zu veröffentlichen.11) Welchen Wert die Unterzeichnung der Friedensverträge zwischen Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten und Bahrain für die Befriedung der Region bewirken wird, bleibt abzuwarten. Klar ist, dass auf diese Weise die Blockbildung und Drohkulisse gegenüber dem verhassten Nachbarn Iran weiter verstärkt wird.12)


Fazit zur Außen- und Handelspolitik: Nach 4 Jahren Trump-Präsidentschaft ist die Welt weder sicherer geworden noch haben die USA an politischer Größe hinzugewonnen. Der künstlich emporgezüchtete Handelskrieg mit China hat globalökonomische Flurschäden hinterlassen und das Handelsbilanzdefizit der USA noch weiter verschärft. Als Nachlass bleibt unumstritten eine massive Belastung von über Jahrzehnte gewachsenen internationalen Beziehungen und Bündnissen zugunsten einer protektionistischen, auf Abschottung basierenden Außenpolitik. (-)


Wirtschaftspolitik und Steuerreform:


Mit dem „Tax Cuts And Jobs Act“ hatte Donald Trump im Jahr 2017 eine grundlegende Steuerreform auf den Weg gebracht, mit der Investitionen angekurbelt und ein massives Wirtschaftswachstum erzeugt werden sollte.13) Durch die Absenkung der Körperschaftssteuersätze von 35 auf 21% wurden insbesondere an Großkonzerne massive Geldgeschenke verteilt, die seitens der Unternehmen nur in Teilen reinvestiert und nicht in gewünschtem Maße an die Mitarbeiter weitergeben wurden. Aus dem Ausland zurückgeführte Gewinne wurden dagegen in großen Teilen für Aktienrückkäufe verwendet.14) Die zeitgleiche Reduzierung der Einkommensteuersätze in Verbindung mit der Anhebung von Freibeträgen ließ die verfügbaren Einkommen zumindest „gefühlt“ ansteigen.


Ein substantieller Wachstumsschub ließ sich in Anbetracht der bereits unter Präsident Obama stabilen Konjunkturlage nicht ablesen. Nach einem Wachstum des Bruttoinlandsproduktes im Jahr 2018 um 3%, fiel der Anstieg im Jahr 2019 mit 2,16% etwas moderater aus. Immerhin konnte ein positiver Beschäftigungseffekt verzeichnet werden, der zu einer Absenkung der Arbeitslosenquote auf einen Rekordwert von 3,67% im Jahr 2019 führte.15)


Die Auswirkungen auf den Staatshaushalt erscheinen in Anbetracht jener Radikalmaßnahme alles andere als rosig. Bis zum Beginn der Corona-Krise im März 2020 war ein moderater Anstieg der Staatsschulden von 19,81 Billionen US-Dollar aus der Obama-Zeit auf einen Wert von 23,68 Billionen US-Dollar bereits erkennbar. Das Haushaltdefizit hatte sich binnen dieser Phase auf einen Wert von 1 Billion US-Dollar mehr als verdoppelt.16) Durch die Verwerfungen der Corona-Krise bleiben die fiskalischen und ökonomischen Auswirkungen der Trump’schen Wirtschaftspolitik in der Gesamtbeurteilung schwierig. Eines der zentralen Wahlversprechen, Produktionsstandorte aus dem Ausland in die USA zurückzuverlagern, ist in dem gewünschten Maße nicht gelungen.


Fazit zur Wirtschaftspolitik: Mit der Trump’schen Steuerreform waren Impulse verbunden, die insbesondere Großunternehmen und Spitzenverdienern Vorteile verschafft haben. Investitionen und Beschäftigung konnten unter dem Strich zulegen. Aufgrund der zuvor ohnehin stabilen Wirtschaftslage ist der Konjunktureffekt der Maßnahme nicht eindeutig zu bewerten. Klar ist hingegen, dass die wirtschaftsfördernden Maßnahmen der Regierung Trump in hohem Maße auf neuen Staatsschulden aufgebaut sind. (0)


Mauerbau zu Mexiko:


Das plakativste Wahlversprechen Donald Trumps war der Ausbau der Grenzmauer zu Mexiko. Danach sollte die mehr als 3.100 Kilometer lange Grenze zwischen den Vereinigten Staaten und Mexiko mittels einer durchgehenden Mauer gesichert werden. Die Kosten sollten nach Vorstellung des Präsidenten durch die mexikanische Regierung getragen werden. Als Ausdruck einer rigiden Einwanderungspolitik war zudem geplant, sämtliche der 11 Millionen illegal Eingewanderten auszuweisen. In dem Zusammenhang sollte auch das bisher geltende Geburtsortsprinzip des US-Staatsbürgerschaftsrechts aufgegeben werden.17)


Der Grenzschutz zu Mexiko ist – angesichts jahrzehntelanger massiver Zuwanderung - ein politisches Dauerthema. Bereits unter Präsident Clinton wurden ab dem Jahr 1996 erste Grenzmauerabschnitte errichtet, die ein Jahrzehnt später unter dem von George W. Bush veranlassten „Secure Fence Act“ eine Erweiterung auf 1.400 km Länge vorsahen.18) Donald Trump erkannte die Emotionalität dieses Themas und forderte den Lückenschluss mit Hilfe einer abschreckenden Grenzbastion. Dass ein derart radikales und kostspieliges Unterfangen nicht im Alleingang zu bewerkstelligen ist, war unter Politikexperten von vornherein klar.


Doch Donald Trump schien jene Realitäten zu ignorieren und erließ im März 2017 ein Dekret für den Bau einer bis zu neun Meter hohen Mauer, deren Kosten auf bis zu 21 Mrd. US-Dollar beziffert wurden.19) Nachdem die mexikanische Regierung erwartungsgemäß jegliche Zahlungsverpflichtungen von sich wies, fehlte dem Präsidenten die notwendige Mittelbewilligung. Um einen peinlichen Rückschlag abzuwenden, sah sich Trump infolge einer Ende 2018 eingetretenen Haushaltssperre veranlasst, von seiner stolzen Betonmauer auf die Errichtung eines Stahlzauns umzuschwenken. Nach einer Kompromissschließung innerhalb des Kongresses wurden letztlich bescheidene Mittel bewilligt, die einen Zaunbau über eine Länge von 55 Meilen ermöglichen sollten. Um sein Projekt nicht vollends als gescheitert erklären zu müssen, rief Präsident Trump den nationalen Notstand aus, mit dem Ziel über das Verteidigungsministerium weitere Mittel in Höhe von 1 Milliarde US-Dollar loszueisen.20)


Fazit zum Mauerbau: Im Ergebnis ist das Mauerprojekt für Donald Trump, der sich gegenüber seinen Anhängern gerne als Opfer einer Kongressblockadepolitik darstellt, krachend gescheitert. Aus einer durchgängigen Mauer wurde ein Zaunabschnitt, der dem Einwanderungsproblem nicht in Absätzen gerecht werden kann. Neben damit verbundenen Landenteignungen von im Grenzgebiet lebenden indigenen Völkern stellen Umweltschäden durch Fragmentierung der Lebensräume mit Reduzierung der Artenvielfalt ein zusätzliches Problem dar.21) (-)


Gesundheitspolitik und COVID-19-Management:


Der „Patient Protection and Affordable Care Act“ (PPACA), mit dem jedem Amerikaner der Zugang zu einer Krankenversicherung ermöglicht werden soll, zählt zu den großen Errungenschaften der Regierung Barack Obamas („Obamacare“). Demnach war es wenig überraschend, dass Donald Trump dieses ambitionierte und zugleich gesellschaftlich umstrittene Projekt zur Zielscheibe seiner Agenda machen und auf eine Abschaffung hinwirken würde. Insbesondere die darin enthaltene Härtefallregelung, die für Bedürftige unterhalb der Armutsgrenze einen Aufnahmezwang ohne Gesundheitsprüfung vorsah, war vielen Republikanern und deren Anhängern mit Blick auf die Kostenintensität ein Dorn im Auge.22)


Von Beginn seiner Präsidentschaft an war Donald Trump darauf aus, die in dem Obamacare-Programm enthaltene Versicherungspflicht auszuhebeln. Nachdem der Kongress das mit der Versicherungspflicht verbundene Bußgeld abgeschafft hatte, hat das US-Justizministerium beim Supreme Court wegen des fehlenden verbindlichen Abschlusses die formale Abschaffung beantragt.23) Die erste Anhörung im Oktober 2020 verlief aus Sicht der Republikaner ohne Erfolg.


Aus der Mitte der Gesellschaft formierte sich zunehmender Widerstand gegen die Trump-Pläne, zumal im Falle einer Abschaffung von "Obamacare" Millionen von US-Bürgern, viele davon mit Vorerkrankungen, inmitten der Corona-Pandemie der Verlust der Krankenversicherung und damit der Gesundheitsversorgung drohte.24) Hier wurde dem Präsidenten nicht nur von Seiten der Demokratischen Partei mangelnde Sensibilität vorgeworfen.


Stichwort Sensibilität. Der Umgang mit der Corona-Pandemie wird von Seiten unabhängiger Beobachter als größte Verfehlung der Trump’schen Legislaturperiode bezeichnet. Nach Ausbruch der Pandemie im Februar 2020 dümpelte der US-Präsident strategielos und mit seltsam, verharmlosender Rhetorik durch die Öffentlichkeit. Seine Ablehnung weitreichender Schutz- und Isolationsmaßnahmen in Verbindung mit einem gestörten Verhältnis zur Maskenpflicht mutete angesichts einer Bilanz von 11 Millionen Infizierten und 250.000 Toten innerhalb von 10 Monaten grotesk an.25) Insbesondere Trumps Verhalten zu Beginn der zweiten Corona-Welle ab September 2020 mit dem verheerenden Superspreading-Treffen im Rose Garden des Weißen Haus und der Selbstinszenierung um die eigene Erkrankung, hat selbst hartgesottene Stammwähler zum Nachdenken gebracht.26) Viele Experten sind sich einig, dass die Verharmlosung der Pandemie im Angesicht von zeitweise mehr als 300.000 Neuinfektionen pro Tag Donald Trump die Wiederwahl gekostet haben dürfte.


Fazit zur Gesundheits-/Coronapolitik: Das verzweifelte Abarbeiten an dem Vorgängerprojekt „Obamacare“ in Verbindung mit einem laxen, inkonsequenten Corona-Pandemiemanagement hat großen Einfluss auf die Vertiefung der gesellschaftlichen Gräben in den Vereinigten Staaten genommen. Das Predigen von „America First“ ist letztlich auf dem Rücken alter, kranker und sozial benachteiligter Menschen ausgetragen worden und steht für die empathielose Seite des kalten Wirtschaftsmagnaten Donald Trump. (--)


Innere Sicherheit:


Der 25. Mai 2020 bezeichnet einen weiteren Wendepunkt in der kurzen, ereignisreichen Präsidentschaft Donald Trumps. An diesem Datum ist der Afroamerikaner George Floyd in Minneapolis nach einer Festnahme durch Polizeigewalt ums Leben gekommen. Die anschließenden Proteste, die sich über das gesamte Land ausweiteten, ließen alte Erinnerungen an den „Rodney-King-Fall“ aus dem Jahr 1992 aufkommen. Seinerzeit waren nach einem aufsehenerregenden Prozess aufgrund der Misshandlung eines schwarzen Passanten durch eine Polizeistreife große Teile von Los Angeles durch tagelange Proteste und Zerstörungen in Atem gehalten worden.


Nachdem die Demonstrationen infolge des Todes von George Floyd unkontrollierbar zu werden drohten, wurden in 40 amerikanischen Städten Ausgangssperren verhängt und zur Befriedung Militär und Nationalgarde entsandt.27) Die unter dem Motto „Black Lives Matter“ stehenden Proteste riefen wiederum Gegenproteste weißer Nationalisten auf den Plan, die sich als Fronten unversöhnlich gegenüberstanden und ein Spiegelbild der sozialen Spaltung abgaben. Insbesondere in der liberalen Hochburg Portland verdichteten sich die Proteste gegen Polizeigewalt über Wochen und führten zu heftigen Zusammenstößen mit den entsandten Sicherheitskräften.28) Was hat dies nun mit der Regierungsbilanz Donald Trump zu tun?


Der Präsident hatte sich dafür entschieden, die Vorfälle um den Tod von George Floyd mit einer Stärkung der Polizeipräsenz zu beantworten. Um die Sicherheit wiederherzustellen, hatte Donald Trump die Bundespolizei entsandt und stellte die lokalen Ordnungskräfte vor vollendete Tatsachen. Für die Demonstranten fand der Präsident Bezeichnungen wie „Anarchisten“, „Agitatoren“ oder „geistesgestörte Unruhestifter“ und lieferte damit auch rechtsgerichteten Organisationen zusätzliches Futter.29) Nicht zuletzt waren es die neofaschistischen „Proud Boys“, die sich vor einem Millionenpublikum während des ersten „Rededuells“ mit Herausforderer Biden um die Präsidentschaft positiv angesprochen fühlen durften.30)


Fazit zur inneren Sicherheit: Mit Hilfe scharfer Rhetorik und massivem Einsatzes der Bundespolizei hat Donald Trump die Fronten zwischen den Protestgruppen als Repräsentanten einer auseinanderdriftenden Gesellschaft weiter verhärtet. Anstatt zu deeskalieren entschied sich der Präsident dafür, den äußeren Anschein der inneren Sicherheit durch eine Machtdemonstration wiederherzustellen. Das Potenzial für ein erneutes Aufflammen der Proteste ist und bleibt unvermindert hoch. (-)


Neben diesen komprimiert dargestellten, realen Politikmaß-nahmen bleibt bei der Bewertung der Präsidentschaft Donald Trumps jede Menge „gefühlte Temperatur“. Seine direkte, ungeschminkte Art der Kommunikation – ob über Twitter oder im Rahmen der teils gefürchteten Pressekonferenzen - die respektlose „Fake-News-Diplomatie“ gegenüber Vertretern der freien Medien, das konsequente „Bäumchen-Wechsel-Dich-Spiel“ innerhalb seines Kabinetts und Beraterstabes, die Verunglimpfung und Missachtung demokratischer Institutionen, der respektlose Umgang gegenüber Andersdenkenden, die wochenlange Hängepartie bis zur Anerkennung der Wahlniederlage und nichts zuletzt die Umstände um die Capitol-Erstürmung vom 6. Januar, dies alles macht Donald Trump zum wohl skurrilsten, unberechenbarsten und möglicherweise auch gefährlichsten Präsidenten in der Geschichte der Vereinigten Staaten.


Donald Trump ist in der Nachbetrachtung nicht mehr als die Spätfolge einer Reihe von ungelösten gesellschaftlichen Problemen, die Amerika seit den frühen Jahren der Sklaverei vor sich herschiebt. Trotz der einenden Kraft starker Präsidenten von Abraham Lincoln über Franklin D. Roosevelt, John F. Kennedy bis Ronald Reagan sind die gesellschaftlichen Widersprüche und unterschwelligen Konfliktherde nie wirklich beseitigt worden. Dass der Trumpismus sich bislang nicht zu einer echten Systemkomponente - einem eigenen Staat in Staate - verdichten konnte, ist der rekordverdächtigen Abwahl von mehr als 81 Millionen Amerikanern im Jahr 2020 zu verdanken. Die Lagerbildung und bewusste Teilung der amerikanischen Gesellschaft mit Donald Trump als vorläufigem Schlusspunkt ist das Symptom eines pathologischen Krankheitsbildes. Die Infektion hat lange vorher stattgefunden.





2. Die geteilten Staaten


Seit meiner Jugend bin ich von Amerika fasziniert. Der schüchterne Junge aus Tupelo / Mississippi, der mit dem Namen Elvis Presley zum größten Rockstar aller Zeiten aufstieg und die Existenz des „American Dream“ unter Beweis stellte, war mein erster musikalischer Held. Später waren es die Heartland-Rocker von John Mellencamp, Bob Seger, Tom Petty bis Bruce Springsteen, die ein Gefühl von Freiheit vermittelten und den amerikanischen Zeitgeist in die Welt hinausgetragen haben. Geprägt durch die Reagan-Jahre habe ich als „Kind der 80er“ den Wandel der Vereinigten Staaten vom supermächtigen, kalten Krieger hin zum friedensstiftenden Einheitsbefürworter hautnah miterlebt. Patriotisch, selbstbewusst, unnachgiebig, bündnistreu und am Ende auch versöhnlich waren die Charakteristika des republikanischen Jahrzehnts, das mit der Wahl von George Bush im Jahr 1988 seinen langsamen Niedergang fand. Die beiden souveränen Wahlsiege Ronald Reagans hatten die USA von Küste zu Küste in ein politisch tiefrotes Meer getaucht. Von Zerrissenheit und Spaltung war rein äußerlich keine Spur.
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